
 

Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts 

(Bistums-KODA) 

Beschluss zur Änderung der „Ordnung über Präventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt in 

der Diözese Rottenburg-Stuttgart“ (Ordnung OPs-DRS) 

Die Bistums-KODA hat am 01.12.2021 folgende Neufassung und Umbenennung der genannten Ordnung der Diözese 

Rottenburg-Stuttgart (Ordnung OPs-DRS), Beschluss der Bistums-KODA vom 10.07.2019, KABl. 2019 Nr. 12, S. 458 ff., 

beschlossen: 

Ordnung über Präventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt und den Umgang mit sexuellem 

Missbrauch in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (OPMs-DRS) 

Legende: 

schwarz Standard: eigenständige Regelung 

gelb hinterlegt:  Kommentar 

Abschnitt I: 

Geltungsbereich 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Regelungen gelten für im Geltungsbereich der Bistums-KODA-Ordnung nach der AVO-DRS, ORA-DRS-BBiG, 

ORA-DRS-PIA/Pflege, ORA-DRS-DHBW, ORP-DRS oder OkB-Stud-DRS Beschäftigte ungeachtet ihres Beschäfti-

gungsumfangs. 

Abschnitt II: 

Erweitertes Führungszeugnis, Selbstauskunft 

§ 2 

Vorlageverpflichtung, Befreiung von der Vorlagepflicht 

(1) Beschäftigte, die im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit Kinder oder Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, erziehen, 

unterrichten, ausbilden oder die sonst aufgrund der Art ihrer Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen in vergleichbarer 

Weise Kontakt haben, sind auf Verlangen des Dienstgebers in regelmäßigen Abständen und bei der Einstellung zur 

Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses im Sinne des § 30a BZRG verpflichtet. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte, die Aufgaben in der Arbeit mit schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 

Sinne des § 75 Absatz 2 SGB XII, Artikel 11 BTHG wahrnehmen sowie für eine Vorlagepflicht nach sonstigen bun-

des- oder landesgesetzlichen Regelungen. 

Kommentar zu § 2 Absatz 1: 

Eine Tätigkeit, die in vergleichbarer Weise geeignet ist, Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen, liegt nur vor, wenn 

die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz bestimmungsgemäß Kontakt zu Kindern- und Jugendlichen hat, der in Hinblick auf 

seine Art, Intensität und Dauer einer Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung entspricht. Dies ist auch der 

Fall, wenn aufgrund der bestimmungsgemäßen oder arbeitsplatzgemäßen regelmäßigen Einsichtnahmemöglichkeit des 

Beschäftigten in hoch sensible Daten von Kindern und Jugendlichen eine Gefahrsituation entstehen kann. Dem Dienstge-

ber steht diesbezüglich ein Beurteilungsspielraum zu. Nicht ausreichend ist eine rein hypothetische Möglichkeit. 

(3) 1Eine vermutete Vorlagepflicht nach den Absätzen 1 und 2 gilt für 

1. Beschäftigte in der Kinder- und Jugendarbeit, 

2. erzieherisches, lehrendes und pädagogisches Personal, 

3. Beschäftigte, die Jugendliche ausbilden, 

4. Beschäftigte in der Pastoralen Arbeit, 

5. Beschäftigte in der Bildungs- und Verbandsarbeit, 

6. Beschäftigte in Kindertageseinrichtungen und im Sozial- und Erziehungsdienst, 

7. Beschäftigte in Einrichtungen der Ehe-, Familien-, Lebens- und Erziehungsberatung, 

8. nichtlehrende Beschäftigte an Schulen und Internaten, 

9. Beschäftigte in den Kirchengemeinden z. B. als Mesner/innen, Pfarramtssekretär/innen, Hausmeister/innen, Kir-

chenmusiker/innen, 

10. Beschäftigte in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 



11. Beschäftigte in Einrichtungen der Familien-, Alten- und Behindertenhilfe, 

12. Beschäftigte in Einrichtungen der stationären und ambulanten Gesundheits-, Kranken- und Altenpflege. 

2Von der Vorlagepflicht der/des Beschäftigten nach Ziffer 4 bis 12 ist abzusehen, wenn diese/dieser offensichtlich 

keine Tätigkeiten im Sinne des Absatzes 1 Halbsatz 1 oder Absatz 2 ausübt. 

(4) 1Auf Antrag der/des Beschäftigten kann im Wege der Einzelfallprüfung von der jeweiligen Vorlagepflicht nach Ab-

satz 3 Ziffer 4 bis 12 befreit werden. 2Der Antrag ist innerhalb von vier Wochen nach Eingang des Aufforderungs-

schreibens zusammen mit einer schriftlichen Bestätigung des Dienstvorgesetzten über die tatsächlich ausgeübte Tätig-

keit an die zuständige Einsicht nehmende Stelle zu richten. 3Diese entscheidet über die Befreiung, sofern nachweislich 

durch den Dienstvorgesetzten bestätigt wurde, dass kein direkter oder vergleichbarer Kontakt mit Kindern, Jugendli-

chen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen in der auszuübenden Tätigkeit der in Absatz 3 Ziffer 4 bis 12 

aufgeführten Beschäftigtengruppen vorliegt. 4Die Entscheidung hierüber ist mit den Antragsunterlagen in der Perso-

nalakte des Beschäftigten zum Nachweis der Befreiung abzulegen. 

Kommentar zu § 2 Absatz 4 Satz 2: 

Im Aufforderungsschreiben zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses ist auf die Befreiungsmöglichkeit und die 

Antragsfrist hinzuweisen. 

(5) Die Wiedervorlage des erweiterten Führungszeugnisses darf frühestens nach fünf Jahren verlangt werden, sofern keine 

anderslautende Vereinbarung besteht. 

Protokollerklärung zu § 2 Absatz 5 Halbsatz 2: 

Eine kürzere Vorlagepflicht kann beispielsweise mit den öffentlichen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe bestehen 

bzw. auch im Rahmen einer Dienstvereinbarung festgelegt werden. 

(6) 1Die Kosten für das erweiterte Führungszeugnis trägt der Dienstgeber. 2Die für die Erbringung erforderliche Zeit 

der/des Beschäftigten ist Arbeitszeit. 

Kommentar zu § 2 Absatz 6: 

Absatz 6 findet keine Anwendung auf die Vorlagepflicht bei Neueinstellungen. 

§ 3 

Einsichtnahme, Datenschutz 

(1) 1Zur Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis sind ausschließlich die personalverwaltenden Stellen berech-

tigt. 2Diese sind z. B. für die diözesanen Beschäftigten die Abteilung Personalverwaltung des Bischöflichen Ordinari-

ats und für die Kirchengemeinden die zuständigen Verwaltungszentren. 

(2) In dem erweiterten Führungszeugnis enthaltene Einträge über Straftaten der/des Beschäftigten dürfen durch den 

Dienstgeber nur erhoben werden, soweit diese arbeitsplatzrelevant sind. 

(3) Einsichtnahme und Aufbewahrung des erweiterten Führungszeugnisses bzw. der darin enthaltenen Daten richten sich 

nach den datenschutzrechtlichen gesetzlichen und kirchengesetzlichen Bestimmungen. 

§ 4 

Selbstauskunftserklärung 

Die vorlagepflichtigen Beschäftigten nach § 2 sind auf Verlangen des Dienstgebers verpflichtet – soweit insbesondere die 

rechtzeitige Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses im Sinne des § 2 nicht möglich ist – eine Selbstauskunftserklä-

rung gemäß Anlage A zu unterzeichnen. 

Abschnitt III: 

Fortbildungen, Verhaltenskodex 

§ 5 

Fortbildungen 

(1) 1Die Beschäftigten haben Anspruch auf regelmäßige Fortbildungen (Schulungen und Informationen) zu Fragen der 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt. 2Sie sind zur Teilnahme an entsprechenden Maßnahmen nach Satz 1 im Sinne 

der Förderung einer Kultur der Achtsamkeit nach Aufforderung durch den Dienstgeber verpflichtet. 3Die Kosten der 

Fortbildungsmaßnahmen nach Satz 1 und 2 werden vom Dienstgeber getragen. 

(2) Im Übrigen findet § 5 AVO-DRS entsprechende Anwendung. 

§ 6 

Verhaltenskodex 

1Auf Verlangen des Dienstgebers ist die/der Beschäftigte verpflichtet, den Verhaltenskodex nach Anlage B durch Unter-

zeichnung anzuerkennen. 2Alternativ kann ein einrichtungsbezogener Verhaltenskodex unter Mitwirkung der Beschäftig-

ten oder der MAV sowie der Betroffenen unterzeichnet werden. 

Kommentar zu § 6: 

Der Verhaltenskodex dieser Ordnung und der Verhaltenskodex nach den Ausführungsbestimmungen zur Anwendung der 

Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-

nen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz (KABl. 2021, Nr. 8, S. 236 f., 15.06.2021) sollen als Vorlage für die 



eines einrichtungsbezogenen Verhaltenskodexes dienen. Ein für die jeweilige Einrichtung speziell erarbeiteter Verhaltens-

kodex hat Vorrang vor der Unterzeichnung des Musterverhaltenskodexes dieser Ordnung. 

Abschnitt IV: 

Umsetzung der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 

hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst 

§ 7 

Umsetzung der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 

hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst der Diözese 

Rottenburg-Stuttgart 

(1) 1Alle Beschäftigten haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäf-

tigt sind, oder die beauftragten Ansprechpersonen über einen durch Tatsachen begründeten Verdacht im Sinne der 

Nr. 2 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Er-

wachsener in der jeweils geltenden Fassung, der ihnen im dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt ist, zu informie-

ren. 2Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens oder über 

eine erfolgte Verurteilung im dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen. 

Etwaige staatliche oder kirchliche Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen oder 

staatlichen Stellen (z. B. (Landes-) Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon 

unberührt. 

(2) 1Wird ein/e Beschäftigte/r einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung über den Umgang mit sexuellem Missbrauch in der je-

weils geltenden Fassung beschuldigt, kann er im Falle einer Anhörung durch den Dienstgeber nach Nr. 26 der Ord-

nung eine Person seines Vertrauens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, hinzuziehen. 2Hierauf ist die/der Beschäf-

tigte vor der Anhörung hinzuweisen. 

Stellt sich im Anhörungsverfahren heraus, dass die Beschuldigung unbegründet ist, hat der Dienstgeber die dem Be-

schuldigten im Rahmen des Anhörungsverfahrens entstandenen notwendigen Kosten zu tragen. 

(3) 1Die Anhörung der/des Beschäftigten zur Beschuldigung einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung über den Umgang mit 

sexuellem Missbrauch in der jeweils geltenden Fassung ist zu protokollieren. 2Die/Der Beschäftigte hat das Recht, das 

Protokoll einzusehen und gegenzuzeichnen. 3Sie/Er hat auch das Recht, eine Gegendarstellung abzugeben, die dem 

Protokoll beizufügen ist.  

Die/Der Beschäftigte erhält eine Kopie des vom Protokollführer unterzeichneten Protokolls. 

(4) 1Auch der/dem beschuldigten Beschäftigten gegenüber besteht die Pflicht zur Fürsorge. 2Sie/Er steht – unbeschadet 

erforderlicher unmittelbarer Maßnahmen - bis zum Erweis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung. 

3Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder schutz- o-

der hilfebedürftigen Erwachsenen vor, ist der Dienstgeber berechtigt, die/den Beschäftigte/n nach erfolgter Anhörung 

vorübergehend unter Fortzahlung seines Entgelts vom Dienst freizustellen, bis der Sachverhalt aufgeklärt ist. 

(5) 

1. Der Dienstgeber ist für den Fall, dass sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht als unbegründet erweist, im Ein-

vernehmen mit der/dem Beschäftigten verpflichtet, auf eine vollständige Rehabilitation hinzuwirken und alles zu 

tun, was den fälschlich beschuldigten Beschäftigten rehabilitiert und schützt. 

2. 1Stellt sich nach gründlicher Prüfung eine Beschuldigung oder ein Verdacht als unbegründet heraus, ist dies vom 

Dienstgeber in der Personalakte schriftlich festzuhalten. 2Dazu gehören 

 eine kurze Sachverhaltsschilderung, 

 das Ergebnis der Untersuchung, 

 die wesentlichen Punkte, auf welche sich die Unbegründetheit stützt. 

3Diese Unterlagen sind mit besonderer Sicherung zu verwahren, die besonderen Zugriffsrechte sind zu regeln. 

4Auf Antrag der/des Beschäftigten ist eine vollständige Abschrift dieser Unterlagen auszuhändigen. 

3. Auf Antrag der/des Beschäftigten sind im Fall der Unbegründetheit der Beschuldigung Unterlagen, die im Zu-

sammenhang mit der Beschuldigung oder dem Verdacht stehen, aus der Personalakte zu entfernen und zu vernich-

ten. 

Abschnitt V: 

Inkraftsetzung 

§ 8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung ersetzt die bisherige Ordnung OPs-DRS und tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 

(2) Diese Ordnung ersetzt für die Beschäftigten nach § 1 die arbeitsvertragsrechtlichen Inhalte 

 der Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 



Erwachsenen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, KABl. 2020, Nr. 4, S. 107 ff., 16.03.2020 sowie den 

Ausführungsbestimmungen zur Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, KABl. 2021, Nr. 8, 

S. 220 ff., 15.06.2021; 

 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Er-

wachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst der Diözese Rottenburg-Stuttgart, 

KABl. 2020, Nr. 4, S. 111 ff., 16.03.2020; 

 des Bischöflichen Gesetzes zur Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen im Rahmen der Prävention von se-

xuellem Missbrauch in der Diözese Rottenburg-Stuttgart sowie den Ausführungsbestimmungen zur Anwendung 

des Bischöflichen Gesetzes zur Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen im Rahmen der Prävention von se-

xuellem Missbrauch in der Diözese Rottenburg-Stuttgart ( KABl. 2019, Nr. 12, S. 472 ff. und S. 474 ff., 

04.11.2019); 

 Bischöfliches Gesetz über Fortbildungen zur Prävention von sexuellem Missbrauch KABl 2019, Nr. 12, 

S. 464 ff., 04.11.2019. 

Kommentar zu § 8 Absatz 2: 

Ersetzt werden nur die Inhalte der aufgeführten Ordnungen, sofern eine Regelungsbefugnis der Bistums-KODA besteht. 

Beispielsweise richten sich die Ausgestaltung und die Inhalte der Fortbildungen für die Beschäftigten im Geltungsbereich 

dieser Ordnung nach dem Bischöflichen Gesetz über Fortbildungen zur Prävention von sexuellem Missbrauch. 

 



Anlage A 

Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung für Beschäftigte zur persönlichen Eignung für 

den Umgang mit Kindern und Jugendlichen sowie schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen  

 

………………………………………….    ………………………………………….. 

(Nachname, Vorname)       (Geburtsdatum) 

 

Hiermit erkläre ich, 

 

 dass ich nicht gerichtlich bestraft1 bin wegen der Vollendung oder des Versuchs folgender Straftaten: 

 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht (§ 171 StGB); 

 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184j StGB); 

 Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB); 

 Menschenhandel (§§ 232 bis 233a StGB); 

 Menschenraub, Verschleppung, Entziehung Minderjähriger oder Kinderhandel (§§ 234 bis 236 StGB); 

 Nachstellung (§ 238 StGB); 

 ich wegen folgender oben genannter Straftat/-en gerichtlich bestraft2 bin: 

Straftatbestand:       

Datum der Verurteilung/des Erlasses des Strafbefehls:       

 

Weiter erkläre ich, dass 

 

 ich keine Kenntnis davon habe, dass gegen mich wegen des Verdachts der Begehung einer der oben genann-

ten Straftaten ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, ein Haftbefehl erlassen oder Anklage erhoben ist; 

 wegen des Verdachts der Begehung folgender der oben genannten Straftat/-en gegen mich ein Ermittlungs-

verfahren eingeleitet, ein Haftbefehl erlassen oder Anklage erhoben ist:       

Ich verpflichte mich, meinen Arbeitgeber unverzüglich zu informieren, sobald ich davon Kenntnis erhalte, dass 

wegen des Verdachts der Begehung einer der oben genannten Straftat/-en gegen mich ein Haftbefehl erlassen 

oder Anklage erhoben ist. Eine rechtskräftige Verurteilung wegen einer der oben genannten Straftat/-en werde 

ich dem Arbeitgeber unverzüglich anzeigen. 

Ich bin mir bewusst, dass die Abgabe einer wahrheitswidrigen Erklärung in aller Regel schwerwiegende arbeits-

rechtliche Maßnahmen bis hin zu einer fristlosen Kündigung zur Folge hat. 

 

………………………………………….   ………………………………………….. 

Ort, Datum       Unterschrift 

                                                      
1
 Gemeint sind alle rechtskräftigen Strafbefehle oder Verurteilungen im In- und Ausland (dort nach den entspre-

chenden ausländischen Strafrechtsnormen), die noch nicht getilgt im Sinne des Bundeszentralregistergesetzes 

(BZRG) sind. 

2
 Gemeint sind alle rechtskräftigen Strafbefehle oder Verurteilungen im In- und Ausland (dort nach den entspre-

chenden ausländischen Strafrechtsnormen), die noch nicht getilgt im Sinne des Bundeszentralregistergesetzes 

(BZRG) sind. 

 



Anlage B 

Muster-Verhaltenskodex 

I. Präambel 

Die Diözese Rottenburg-Stuttgart will Kindern, Jugendlichen und allen Menschen, die sich kirchlichem Handeln 

anvertrauen, Lebensräume bieten, in denen sie ihre Persönlichkeit, ihre Fähigkeiten, ihre Begabungen und ihren 

persönlichen Glauben entfalten können. 

Alle Einrichtungen und Institutionen der Kirche sollen geschützte Orte sein, an denen Menschen sich angenom-

men und sicher fühlen. Kinder und Jugendliche brauchen und finden Vorbilder, die sie als eigenständige Persön-

lichkeiten respektieren und unterstützen und denen sie vertrauen können. 

Tätigkeiten im kirchlichen Dienst wie Unterricht, Erziehung, Betreuung, Beaufsichtigung, Ausbildung, Pflege 

und Seelsorge sind unvereinbar mit jeder Form von körperlicher, verbaler, psychischer und sexualisierter Ge-

walt. Jedes Verhalten, das die Achtung vor dem anderen Menschen und seiner eigenen Entwicklung verletzt oder 

stört, widerspricht den Prinzipien kirchlichen Handelns. 

II. Verpflichtungen des Dienstgebers 

Die Diözese Rottenburg-Stuttgart und ihre Einrichtungen stehen dafür, die notwendigen Voraussetzungen zu 

schaffen, damit in ihnen eine Haltung der Achtsamkeit und der Sicherheit wachsen kann. Dienstgeber achten 

durch ihre Personalauswahl und durch sachgerechte Aus-, Fort- und Weiterbildung darauf, dass die Gemeinden 

und Einrichtungen für Kinder, Jugendliche und alle Menschen sichere Orte sind. Die Dienstgeber sorgen dafür, 

dass jede/-r Beschäftigte vor Übergriffen, vor Gewalt, vor Diskriminierung, gleichgültig aus welchen Gründen, 

an seinem Arbeitsplatz geschützt ist. Die Einrichtungen in der Diözese Rottenburg-Stuttgart machen sexuellen 

Missbrauch und Gewalt in Wort und Tat zum Thema. Sie sorgen für Ansprechpersonen für ihre Beschäftigten. 

Sie bieten für alle Beteiligten Qualifikationen und Weiterbildungen an. Vor allem aber nehmen sie jeden Ver-

dacht ernst und leiten gegebenenfalls bei jedem Verstoß disziplinarische und/oder strafrechtliche Schritte ein. 

III. Verpflichtungen des Dienstnehmers 

 

Ich, 

 

………………………………………….    ………………………………………….. 

(Nachname, Vorname)      (Geburtsdatum) 

 

bin in der Diözese Rottenburg-Stuttgart als 

 

…………………………………………………………………………………………… 

(Berufsbezeichnung) 

 

In 

 

…………………………………………………………………………………………… 

(Einrichtung, Dienstort) 

 

tätig. 

 

Ich verpflichte mich, alles in meinen Kräften stehende zu tun, die mir anvertrauten Kinder, Jugendlichen und 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor körperlichem und seelischem Schaden, vor jeder Form von Miss-

brauch und Gewalt, insbesondere in der Zeit, in der ich für sie verantwortlich bin, zu schützen. Dies wird durch 

die Unterzeichnung dieser Verpflichtungserklärung bekräftigt. 

1. Ich unterstütze die Kinder, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen in ihrer Entwick-



lung zu eigenverantwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten. Ich stärke sie, für ihr 

Recht auf seelische und körperliche Unversehrtheit und ihr Recht auf Hilfe wirksam einzutreten. 

2. Meine Arbeit mit den mir anvertrauten Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-

nen ist geprägt von Wertschätzung in Sprache und Umgang sowie von Vertrauen. Ich achte ihre Rechte und 

ihre Würde. 

3. Ich gehe achtsam und verantwortungsbewusst mit Nähe und Distanz um. Ich respektiere die Intimsphäre 

und die persönlichen Grenzen der Scham der mir anvertrauten Kinder, Jugendlichen und schutz- oder hilfe-

bedürftigen Erwachsenen. Ich beachte dies auch im dienstlichen Umgang mit Bildern und Medien, insbe-

sondere bei der dienstlichen Nutzung von mobilen Endgeräten und Internet. 

4. Ich bin aufmerksam, jede Form sexueller Grenzverletzung zu erkennen. 

Ich höre zu, wenn die mir anvertrauten Menschen verständlich machen möchten, dass ihnen durch weitere 

Menschen seelische oder körperliche sexualisierte Gewalt angetan wird. 

 Ich beziehe gegen jegliches diskriminierendes, gewalttätiges und sexistisches Verhalten, ob in Wort o-

der Tat, aktiv Stellung. Verhalten sich die im kinder- und jugendnahen sowie im Bereich der schutz- 

oder hilfebedürftigen Erwachsenen tätigen Personen sexuell übergriffig oder körperlich gewalttätig, set-

ze ich mich für den Schutz der Kinder, der Jugendlichen und der schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-

senen ein. 

 Ebenso greife ich ein, wenn die mir Anvertrauten sich anderen gegenüber in dieser Art grenzverletzend 

verhalten. 

5. Ich werde mich informieren über 

 die Verfahrenswege und die entsprechenden (Erst-)Ansprechpartner für meine Diözese, meinen Verband 

oder meinen Träger3; 

 die Stellen, wo ich mich beraten lassen kann oder bei Bedarf Hilfe zur Klärung und Unterstützung be-

komme. 

Diese werde ich, wenn ich Kenntnis von einem Sachverhalt erlange, der den Verdacht auf sexuellen Miss-

brauch nahe legt, in Anspruch nehmen. 

6. Ich bin mir meiner besonderen Vertrauens- und Autoritätsstellung gegenüber den mir anvertrauten Personen 

bewusst, handle nachvollziehbar und ehrlich, missbrauche nicht das Vertrauen der Kinder, der Jugendlichen 

und der schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen und nutze keine Abhängigkeiten aus. 

7. Ich informiere mich über sexualisierte Gewalt und Möglichkeiten der Prävention und nehme an Schulungs-

angeboten gemäß der Ordnung über Präventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt und den Umgang 

mit sexuellem Missbrauch in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (OPMs-DRS) teil. 

 

………………………………………….    ………………………………………….. 

(Ort, Datum)       (Unterschrift Beschäftigte/Beschäftigter) 

 

…………………………………………    ………………………………………….. 

(Ort, Datum)       (Unterschrift Dienstgeber) 

 

 

 

 

 

                                                      
3
 Informationen zu den Erstansprechpartnern und den Verfahrenswegen finden sich auf dem Internetauftritt der 

Diözese bzw. der jeweiligen Einrichtung. 


